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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Wim Kösters*

Freihandel versus Industriepolitik
Die Ansätze der neuen Außenhandelstheorie ziehen Annahmen und Schlußfolgerungen 

der traditionellen Theorie in Zweifel. Professor Wim Kösters untersucht, ob sie Argumente 
für sektorspezifische Staatseingriffe, insbesondere für eine strategische Handelspolitik, 

und damit für eine Abkehr vom Freihandelsprinzip liefern.

Seit Ricardos „Principles of Political Economy“ (1817) 
wird das Zustandekommen von internationalem 

Handel üblicherweise mit komparativen Kostendifferen­
zen begründet. Die beteiligten Länder ziehen danach 
einen Vorteil aus ihren Unterschieden hinsichtlich Pro­
duktionstechnik (Ricardo-Modelle), Faktorausstattung 
(Heckscher-Ohlin-Modelle) und/oder Präferenzen. Die 
Aufnahme bzw. Intensivierung des internationalen Han­
dels ist in diesen Ansätzen mit einem sektoralen Struktur­
wandel inden teilnehmenden Ländern verbunden: Jedes 
Land spezialisiert sich bekanntlich auf die Erzeugung je­
ner Güter, bei denen es bezüglich der Technik und/oder 
Faktorausstattung komparative Vorteile besitzt. Es 
tauscht dann die über den eigenen Bedarf hinaus produ­
zierten Mengen gegen solche Güter, die es nur mit kom­
parativen Nachteilen hätte selbst hersteilen können1.

Als wichtige Implikation der auf komparativen Kosten­
differenzen aufbauenden Modelle ergibt sich, daß nicht 
nur die soziale Wohlfahrt aller Länder durch freien Welt­
handel maximiert wird, sondern daß der einseitige Über­
gang eines Landes zum Freihandel dessen soziale Wohl­
fahrt erhöht2. Dieses Resultat läßt sich jedenfalls aus An­
sätzen ableiten, die als generelle Gleichgewichtsmodelle 
mit den Annahmen konstanter Skalenerträge und voll­
kommener Konkurrenz und somit für effiziente Märkte 
formuliert sind. Da dies trotz vieler Weiterentwicklungen 
und Modifikationen für fast alle Ansätze der reinen 
Außenhandelstheorie bis Ende der 70er Jahre galt, 
herrschte ein hohes Maß an theoretischer Geschlossen­
heit3. Das Freihandelsprinzip konnte somit als theore­
tisch bestens fundiert angesehen werden. Entsprechend

Prof. Dr. Wim Kösters, 48, lehrt theoretische Volks­
wirtschaftslehre an der Ruhr-Universität Bochum.

groß war auch der Konsens unter Ökonomen in dieser 
Frage. So lehnte bei wissenschaftlichen Befragungen 
von amerikanischen und deutschen Ökonomen Ende der 
70er/Anfang der 80er Jahre eine ganz überwältigende 
Mehrheit -  größer als bei jedem anderen angespro­
chenen Thema -  Eingriffe in den freien Welthandel als 
wohlfahrtsmindernd ab4.

„New International Economics“

Ob bei ähnlichen Untersuchungen auch heute noch 
eine genauso große Übereinstimmung unter Ökonomen 
festgestellt würde, ist allerdings fraglich. Denn die in der 
letzten Zeit entwickelten Ansätze der neuen Außenhan­
delstheorie („new international economics“)5 liefern nicht 
mehr unbedingt die gewohnte eindeutige theoretische 
Unterstützung für das Freihandelsprinzip. In ihnen wird 
nämlich die Gültigkeit der Erklärung des internationalen 
Handels ausschließlich durch komparative Kostendiffe­
renzen mit dem Hinweis auf die empirischen Fakten in 
Zweifel gezogen. Diese Fakten finden sich z. B. auch im

Für wertvolle Hinweise danke ich Herrn Privatdozenten Dr. H. Rlb- 
hegge. Alle verbliebenen Fehler gehen zu meinen Lasten.

1 Für eine Übersicht über die verschiedenen Ansätze vgl. z. B. 
K. R o s e : Theorie der Außenwirtschaft, 10. Aufl., München 1989; 
H. S ie b e r t :  Außenwirtschaft, 5. überarbeitete Aufl., Stuttgart 
1991 ¡sowie G. D ie c k h e u e r :  Internationale Wirtschaftsbeziehun­
gen, München und Wien 1990.

2 Vgl. hierzu z. B. B. S. F re y : Internationale Politische Ökonomie, 
München 1985, S. 12.

3  one of the most unified fields in economics.“ P. R. K ru g m a n :
Is Free Trade Passé?, in: Economic Perspectives, Vol. 1 (1987), S. 132.

4 Vgl. hierzu die empirischen Untersuchungen von J. R. K e a r l,  
L. P ope , C. W h it t in g ,  L.T. W im m e r : A Confusion of Eco­
nomists, in: American Economic Review, Papers and Proceedings,
Vol. 69 (1979), S. 28-37; und B. S. F rey , V. G in s b u rg h , P. 
P e s t ie a u ,  W. W. P o m m e re h n e , F. S c h n e id e r :  Consen­
sus, Dissension and Ideology among Economists in Various European 
Countries and in the United States, in : European Economic Review, Vol. 
23 (1983), S. 59-69.

WIRTSCHAFTSDIENST 1992/1 49



WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

letzten Strukturbericht des Kieler Instituts6. Dort wird dar­
auf hingewiesen, daß in den vergangenen Jahrzehnten 
eine Konvergenz der Entwicklungsniveaus für die 
Gruppe der Industrie- und Schwellenländer zu beobach­
ten gewesen sei, die nicht zuletzt auf einer Verringerung 
der produktionstechnischen Unterschiede durch ver­
stärkten Technologietransfer beruhe. Zudem habe die er­
höhte internationale Mobilität des Produktionsfaktors Ka­
pital die Unterschiede in der relativen Faktorausstattung 
der einzelnen Länder reduziert. Ihre sektoralen Speziali­
sierungsmuster hätten sich angenähert. Es sei eine viel­
fach bestätigte empirische Beobachtung, daß der Handel 
zwischen einzelnen Ländern um so intensiver sei, je ähn­
licher ihr technologisches Entwicklungsniveau und ihre 
relative Faktorausstattung seien.

Argumentiert man allein auf der Grundlage traditionel­
ler Modelle, hätte unter solchen Bedingungen eine Ab­
nahme des internationalen Handels stattfinden müssen. 
Das Gegenteil war aber der Fall. In der Nachkriegszeit ist 
das Volumen des Welthandels durchweg schneller ge­
wachsen als der Output7, und die Schaffung der EG führte 
zu einer Zunahme des innergemeinschaftlichen Handels 
bei Annäherung und nicht Differenzierung der sektoralen 
Spezialisierungsmuster8. Bei der Zunahme der interna­
tionalen Handelsverflechtung insbesondere in den 60er 
und 70er Jahren hat daher nicht der /nferindustrielle Han­
del, sondern der /'niraindustrielle Handel die Hauptrolle 
gespielt9.

Theoretische Neuorientierung

Gerade letzterer ist jedoch mit den Ansätzen der 
neuen Außenhandelstheorie erklärbar. In ihnen werden 
steigende Skalenerträge als eigenständige und ebenso 
fundamentale Ursache des internationalen Handels be­
trachtet wie komparative Kostendifferenzen'0. Mißt man 
aber steigenden Skalenerträgen -gestützt auf die empiri­
schen Fakten -  dieses Gewicht bei, läßt sich die Bedeu­
tung unvollständiger Märkte und damit auch unvollständi­
ger Konkurrenz nicht mehr leugnen. Dadurch wird deut­

5 Als Pionierarbeiten gelten die etwa gleichzeitig und unabhängig von­
einander entstandenen Arbeiten von P. R. K r u g m a n : Increasing 
Returns, Monopolistic Competition, and International Trade, in : Journal 
of International Economics, Vol. 9 (1979), S. 469-479; A. D ix i t ,  
V. N o rm a n : Theory of International Trade, Cambridge 1980; und 
K. L a n c a s te r :  Intra-industry Trade Under Perfect Monopolistic 
Competition, in: Journal of International Economics, Vol. 10 (1980), 
S. 151-175.

6 Vgl. H. K lo d t ,  K.-D. S c h m id t et al.: Weltwirtschaftlicher 
Strukturwandel und Standortwettbewerb, Kieler Studien Nr. 228, Tübin­
gen 1989, S. 34 ff.

7 Vgl. M. A r t is ,  S. O s t r y :  International Economic Policy Coor­
dination, Chatham House Papers Nr. 30, London, New York und Henley 
1986, S. 5 ff.

8 Vgl. B. B a la s s a :  Tariff Reductions and Trade in Manufactures
among the Industrial Countries, in: American Economic Review, Vol. 56
(1966), S. 466-473.

lieh, daß die Theorie des internationalen Handels und die 
Industrieökonomie eng miteinander verzahnt sind. Für 
empirisch arbeitende Ökonomen war zwar schon lange 
klar, daß der größte Teil des Welthandels in Produkten 
solcher Branchen abgewickelt wird, die eine oligopolisti­
sche Marktstruktur aufweisen. Für die Außenhandels­
theorie bedeutete diese Erkenntnis aber eine erhebliche 
Innovation".

Die theoretische Neuorientierung scheint zunächst 
keine substantiell anderen Implikationen hinsichtlich des 
Freihandelsprinzips mit sich zu bringen. Selbst bei stei­
genden Skalenerträgen und unvollkommener Konkur­
renz ergeben sich Wohlfahrtsgewinne für die am interna­
tionalen Handel beteiligten Länder. Dies ist jedenfalls die 
Implikation der meisten Modelle der neuen Außenhan­
delstheorie. Freihandel erweist sich in ihnen als dem Zu­
stand der Autarkie eindeutig überlegen12. Zudem werden 
durch Aufnahme und Ausweitung des Handels größere 
Märkte mit mehr Wettbewerb geschaffen, durch die eini­
ge der Verzerrungen verringert werden, die durch unvoll­
kommene Konkurrenz in einer geschlossenen Wirtschaft 
entstehen.

Bewegt man sich jedoch in einer Welt des Zweitbesten, 
wie das bei unvollkommener Konkurrenz geschieht, ist 
nicht sichergestellt, daß immer alle potentiellen Handels­
gewinne auch automatisch realisiert werden. Prinzipiell 
ist es in einer solchen Welt nicht-effizienter Märkte denk­
bar, durch Staatseingriffe die nationale Wohlfahrt noch 
über das bei Freihandel erreichbare Niveau hinaus zu 
steigern. Auf der Grundlage von Modellen der neuen Au­
ßenhandelstheorie ist nun in letzter Zeit zu zeigen ver­
sucht worden, daß dies möglich ist, wenn ein Land in pro­
tektionistischer Weise einzelne Branchen fördert und 
schützt, es also eine interventionistische Industriestruk­
turpolitik betreibt (Brander-Spencer-Argument)13. Diese 
Arbeiten haben nicht nur die wissenschaftliche Diskus­
sion belebt, sondern-insbesondere in den USA-auch in 
der Politik für Aufsehen gesorgt. Sie sind von protektioni­
stisch eingestellten Politikern als höchst willkommener 
wissenschaftlicher Rat dankbar entgegengenommen 
worden.

9 Der Anteil des intraindustriellen Handels am gesamten Außenhandel 
der Industrie beträgt in den Industrieländern gegenwärtig über 50%, in 
einigen westeuropäischen Ländern sogar um 80% (Deutschland, 
Frankreich, Großbritannien). Vgl. H. K lo d t,  K.-D. S c h m id t et 
al., a. a. O., S. 37 ff. Dieses Ergebnis hängt aber von der statistischen Er­
fassung und Messung des intraindustriellen Handels ab, unter anderem 
auch davon, wie weit man auf der SITC nach unten geht.

10 Es kann gezeigt werden, daß steigende Skalenerträge zu einer geo­
graphischen Konzentration der Güterproduktion führen, ohne aller­
dings die genaue Spezialisierung nach Ländern erklären zu können. 
Vgl. hierzu die in Fußnote 5 genannten Arbeiten.

”  Vgl. hierzu auch P. R. K ru g m a n : ls Free Trade Passé?, a. a. 
O., S. 133.

12 Vgl. ebenda, S. 134.
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Neuere Argumente für Staatseingriffe?

Gegen das Freihandelsprinzip werden aus den Ansät­
zen der neuen Außenhandelstheorie vor allem zwei Argu­
mente abgeleitet14. Das eine ist das Argument der strate­
gischen Handelspolitik15 und das andere das Argument 
einer neuen, nun besser begründeten Version der alten 
Forderung nach Subventionierung der Produktion von 
Gütern mit externen Effekten16.

In beiden Fällen werden sektorspezifische Staatsein­
griffe als wohlfahrtsfördernd dargestellt. Aus Platzgrün­
den beschäftigt sich die folgende Analyse vor allem mit 
dem ersten Argument.

Der unvollständige Wettbewerb auf internationalen 
Märkten wird -  wie zuvor beschrieben -  in den Ansätzen 
der neuen Außenhandelstheorie mit steigenden Skalen­
erträgen begründet. Diese werden zumeist durch hohe 
Fixkosten der Produktion erklärt, die sich aus technisch 
bedingten Mindestgrößen der Produktionskapazitäten 
und/oder Mindestgrößen der Forschung ergeben können. 
Bei steigenden Stückzahlen (pro Periode) bewirken Fix­
kosten eine Kostendegression. Diese kann sich aber 
auch bei Lernprozessen („learning by doing“) ergeben, 
wenn mit steigenden kumulierten Stückzahlen die Erfah­
rung in Produktion, Organisation und Absatz wächst 
(dynamische Skalenerträge).

Unter diesen Umständen entstehen Vorteile für den 
Anbieter, der schon im Markt etabliert ist oder vor allen 
anderen die Produktion aufnimmt. Denn er kann sich 
einen Vorsprung bei den Stückkosten verschaffen, weil er

13 Von diesen beiden Autoren stammen die in dieser Hinsicht meist- 
beachteten Papiere. Vgl. hierzu vor allem J. A. B ran de r, B. J. 
S p e n c e r :  Tariffs and the Extraction of Foreign Monopoly Rents un- 
der Potential Entry, in: Canadian Journal of Economics, Vol. 14 (1981), 
S. 371 -389; d ie s e lb e n :  International R&D Rivalry and Industrial 
Strategy, in: Review of Economic Studies, Vol. 50 (1983), S. 707-722; 
d ie s e lb e n :  Tariff Protection and Imperfect competition, in: H. 
K ie rz k o w s k i (Hrsg.): Monopolistic Competition and International 
Trade, Oxford 1989; und d ie s e lb e n :  Export Subsidies and Interna­
tional Market Share Rivalry, in: Journal of International Economics, 
Vol. 18 (1985), S. 83-100.

14 Vgl. hierzu auch K. S te g e m a n n : Wirtschaftspolitische Rivali­
tät zwischen Industriestaaten: Neue Erkenntnisse durch Modelle stra­
tegischer Handelspolitik?, in: M. S t r e i t  (Hrsg.):Wirtschaftspolitik 
zwischen ökonomischer und politischer Rationalität. Festschrift für Her­
bert Giersch, Wiesbaden 1988, S. 3-25.

15 Der Gedanke der strategischen Handelspolitik ist nicht ganz so neu, 
wie von ihren (amerikanischen) Vertretern gern behauptet wird. Auch in 
der traditionellen Außenhandelstheorie lassen sich strategische Ele­
mente finden. Vgl. hierzu H. S ie b e r t :  Strategische Handelspoli­
tik. Theoretische Ansätze und wirtschaftspolitische Empfehlungen, in: 
Außenwirtschaft, 43. Jg. (1988), S. 549-584, hier S. 550 ff.

16 Es wird davon ausgegangen, daß die plausibelste Quelle positiver
externer Effekte in Industriewirtschaften in der mangelnden Möglichkeit
von stark innovativen Unternehmen besteht, sich die Erträge des von
ihnen produzierten neuen Wissens voll anzueignen. Derartige positive 
externe Effekte könnten aber in Modellen der traditionellen Außenhan­
delstheorie mit vollständiger Konkurrenz nicht adäquat berücksichtigt 
werden. Denn Investitionen in neues Wissen hätten Fixkostencharakter 
und führten zu steigenden (statischen und dynamischen) Skalenerträ-

als erster steigende Skalenerträge und eine Bewegung 
auf der Lern- und Erfahrungskurve nach unten realisieren 
kann. Vor anderen eine Marktposition innezuhaben, hat 
daher bei unvollständigem Wettbewerb einen strategi­
schen Aspekt. Es bringt einen Wettbewerbsvorteil und 
höhere Gewinne (Monopol- oder Oligopolrenten) mit 
sich, die von potentiellen Mitbewerbern nicht einfach 
wegkonkurriert werden können17.

Bei unvollständigem Wettbewerb auf international um­
kämpften Märkten könnte nun ein Land seine nationale 
Wohlfahrt auf Kosten anderer Länder erhöhen, wenn es 
ihm gelänge, dafür zu sorgen, daß solche Monopol- und 
Oligopolgewinne nicht bei ausländischen, sondern bei 
heimischen Unternehmen anfallen. Dies könnte zum ei­
nen durch Schwächung der monopolistischen Marktposi­
tion ausländischer Anbieter und Umlenkung der Gewinne 
ins Inland („rent shifting“) oder zum anderen durch den 
Aufbau gänzlich neuer heimischer Industriezweige („rent 
creation“) geschehen.

Brander und Spencer haben nun in einigen vieldisku­
tierten Aufsätzen zu zeigen versucht, daß staatliche Inter­
ventionen in Form von Exportsubventionen und Importre­
striktionen unter bestimmten Umständen ausländische 
Unternehmen vom Eintritt in umkämpfte Märkte ab- 
schrecken können18. Die staatliche Wirtschaftspolitik 
würde hier also dem gleichen Zweck dienen wie die aus 
der Oligopoltheorie bekannten strategischen Schach­
züge zur Abwehr des Marktzutritts, wie z. B. Investitionen 
in Überschußkapazitäten oder in Forschung und Entwick­
lung. Daher spricht man in diesem Zusammenhang auch 
von strategischer Handelspolitik19.

gen, was nicht mehr mit vollständiger Konkurrenz vereinbar sei. Da In 
den Ansätzen der neuen Außenhandelstheorie von steigenden Skalen­
erträgen und unvollständiger Konkurrenz als Normalfall ausgegangen 
wird, könnten in ihnen Unternehmen mit hohen Forschungs- und Ent­
wicklungsausgaben konkret als Quellen externer Effekte identifiziert 
werden. Auf dieser Grundlage wird dann die Forderung nach gezielter 
staatlicher Subventionierung von Hochtechnologiesektoren zum 
Zwecke der „rent creation“ erhoben. Vgl. B. J. S p e n c e r, J. A. 
B ra n d e r :  International R&D Rivalry and Industrial Strategy, a .a .O .

17 Der Anbieter erzielt dann Gewinne, die über denen liegen, die bei In­
vestitionen mit gleich hohem Risiko in anderen Märkten erwirtschaftet 
werden können.

18 Vgl. insbesondere J. A. B ra n d e r, B. J. S p e n c e r :  Inter­
national R&D Rivalry and Industrial Strategy, a. a. O.; und d ie s e l ­
ben  : Export Subsidies and International Market Share Rivalry, a. a. 0.

19 Die „klassische“ Definition strategischen Verhaltens stammt von 
Schelling: „A strategic move is one that influences the other person's 
choice in a manner favorable to one’s self, by affecting the other per­
son's expectations on how one’s self will behave. One constrains the 
partner’s choice by constraining one’s own behavoir.“ Th. C. S c h e l­
l in g :  The Strategy of Conflict, New York 1960, S. 160. Ein Oligopolist 
kann also einen strategischen Vorteil dadurch gewinnen, daß er z. B. 
durch Investitionen in Überschußkapazitäten und in Forschung und 
Entwicklung die Entscheidung für die Aufnahme oder Fortführung der 
Produktion eines Gutes definitiv macht und somit seine zukünftigen 
Handlungsmöglichkeiten einschränkt. Je glaubhafter solche Selbstbin­
dungen sind, desto eher lassen sich Mitwettbewerber vom Markteintritt 
abschrecken. Der Oligopolist hätte dann durch sein strategisches Ver­
halten die „Spielregeln“ zu seinen Gunsten geändert.
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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

In der Literatur wird dieses Konzept zumeist mit Hilfe 
des üblichen Instrumentariums der Oligopoltheorie in 
Form der Theorie strategischer Spiele (Reaktionsfunktio­
nen und Isogewinnlinien) für den Cournot-Fall darge­
stellt. Der Kern des Arguments läßt sich jedoch auch an­
hand eines Zahlenbeispiels deutlich machen20.

Es sei unterstellt, daß ein bestimmtes Hochtechnolo­
giegut, ein 150sitziges Passagierflugzeug, nur in zwei 
„Ländern“ von jeweils einem Unternehmen gefertigt wer­
den kann: in den USA von Boeing und in Europa von Air­
bus21. Wegen hinreichend stark steigender Skalener­
träge sei nur Platz für ein Unternehmen am Weltmarkt. 
Bei Eintritt von zwei Anbietern würden für beide Verluste 
entstehen. Um sich nun ganz auf den Wettbewerb um die 
möglichen Monopolgewinne konzentrieren zu können, 
nehmen Brander und Spencer an, daß weder in Europa 
noch in den USA eine heimische Nachfrage nach dem 
Produkt existiert. Denn in diesem Fall, in dem beide Län­
der nur auf Drittmärkte liefern, erhöhen alle anfallenden 
Monopolgewinne das Volkseinkommen und damit die na­
tionale Wohlfahrt. Schließlich sei noch unterstellt, daß je­
des Unternehmen nur eine Alles-oder-Nichts-Entschei- 
dung hat: es kann produzieren oder nicht produzieren.

Unter diesen Annahmen kann das Spiel zwischen 
Boeing und Airbus durch die Auszahlungsmatrix in 
Schaubild 1 dargestellt werden. Die erste Zahl in jedem 
Feld gibt den Gewinn22 von Boeing und diezweite den von 
Airbus jeweils für die Entscheidungen an, die außerhalb 
der Felder vermerkt sind. Solange nur ein Unternehmen 
produziert, macht es einen Gewinn, versuchen es jedoch 
beide, entstehen Verluste.

Schaubild 1 
Auszahlungsmatrix bei Freihandel (Fall 1)

Airbus
produziert produziert nicht

Boeing

produziert -  5 / -  5 100 / 0

produziert nicht 0 / 10 0 0 / 0

Hinsichtlich des internationalen Wettbewerbs um die 
Monopolgewinne liefert das Spiel jedoch kein eindeuti­

20 Das im folgenden benutzte Beispiel ist entnommen aus P. R. 
K ru g m a n , M. O b s t fe ld :  International Economics.Theoryand 
Policy, Gienview, III., Boston und London 1988, S. 262 ff.

21 Obwohl die Bezüge zur Realität sicherlich gewollt sind, betonen die 
Autoren, daß es sich um ein fiktives Beispiel handele.

22 Genauer: Gewinn, der über die normale Kapitalrendite hinausgeht,
d. h. bei Investitionen mit vergleichbarem Risiko in anderen Märkten er­
zielbar ist.

ges Ergebnis. Es hängt -  ohne wirtschaftspolitische Ein­
griffe -  offensichtlich davon ab, welches Unternehmen 
zuerst auf dem Markt ist. Wenn nun Boeing z. B. bei der 
Entwicklung einen kleinen Vorsprung vor Airbus hat und 
sich glaubhaft (z. B. durch entsprechende Investitionen in 
Produktionskapazitäten) auf den Bau des 150sitzigen 
Passagierflugzeugs festlegt, wird Airbus vom Marktein­
tritt abgeschreckt und der Monopolgewinn an Boeing fal­
len (Feld rechts oben).

Das Brander-Spencer-Argument der strategischen 
Handelspolitik besagt nun, daß die Regierungen Europas 
dieses Ergebnis zu ihren Gunsten ändern können, wenn 
sie sich vor der Entscheidung Boeings z. B. durch einen 
Staatsvertrag verbindlich dazu verpflichten, Airbus bei 
Produktionsaufnahme eine Subvention in Höhe von 25 zu 
zahlen. Durch diesen Staatseingriff wird die Auszah­
lungsmatrix verändert (Schaubild 2).

Schaubild 2 
Auszahlungsmatrix bei Subventionierung 

von Airbus (Fall 1)

Airbus
produziert produziert nicht

Boeing

produziert - 5 / 2 0 100 / 0

produziert nicht 0 / 125 0 / 0

Wie sofort ersichtlich, kehrt sich das Ergebnis um. 
Denn für Airbus ist es nun lohnend, wie auch immer sich 
Boeing entscheidet, das 150sitzige Passagierflugzeug 
zu produzieren. Boeing wird dadurch wegen der Verluste, 
die bei Produktionsaufnahme drohen, vom Markteintritt 
abgeschreckt. Durch die Subvention wird also der Ent- 
wicklungsvorsprung von Boeing mehr als ausgeglichen. 
Das Gleichgewicht wandert vom rechten oberen zum lin­
ken unteren Feld, so daß der Monopolgewinn aus den 
USA nach Europa verlagert wird („rent shifting“). Mit einer 
Subvention von nur 25 war es möglich, den Airbus-Ge­
winn von 0 auf 125 zu erhöhen, also um deutlich mehr als 
den Subventionsbetrag selbst. Das Volkseinkommen der 
europäischen Länder und damit ihre Wohlfahrt ist auf Ko­
sten der USA um 100 gestiegen23.

23 Wenn -  anders als bisher unterstellt -  ein beachtenswerter heimi­
scher Markt für das Produkt existiert, kann „rent shifting“ statt durch 
Subventionen auch durch Importrestriktionen erreicht werden. Denn 
durch diese Protektion werden die Gewinne des heimischen Unterneh­
mens erhöht und die des ausländischen gesenkt, so daß eine solche 
Maßnahme als Eintrittsbarriere wirken kann. Wenn sich das ausländi­
sche Unternehmen hierdurch abschrecken läßt, fallen die Monopolge­
winne dem heimischen Unternehmen zu.
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Das Brander-Spencer-Argument strategischer Han­
delspolitik schien all jenen endlich wissenschaftliche Un­
terstützung zu liefern, die dem Freihandelsprinzip schon 
immer kritisch gegenüberstanden. Nun konnten sie sich -  
worauf sie bislang vergeblich gewartet hatten -  in ihren 
Forderungen nach einer protektionistischen sektoralen 
Industriestrukturpolitik zur Erhaltung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit der heimischen Volkswirtschaft 
von Ökonomen bestätigt fühlen. Bisher nur von Politikern 
und anderen ökonomischen Laien vertretene Positionen 
wurden nun auch von etablierten Ökonomen gestützt. Zur 
starken Beachtung des Brander-Spencer-Arguments in 
den USA hat sicherlich auch ein Stimmungsumschwung 
zugunsten des Protektionismus in den 80er Jahren 
beigetragen, vor allem auch angesichts der viel diskutier­
ten japanischen Herausforderung24. Es stellt sich nun die 
Frage, ob die strategische Handelspolitik ökonomisch gut 
begründet ist und wirklich ein durchschlagendes Argu­
ment gegen den Freihandel liefert.

Unerfüllbare Informationsanforderungen

Die theoretische Eleganz, mit der die strategischen 
Modelle formuliert sind, hat zunächst viele Ökonomen 
sichtlich beeindruckt und Teile der (amerikanischen) Pro­
fession in ihren wirtschaftspolitischen Grundüberzeu­
gungen schwankend werden lassen. Die strategische 
Handelspolitik wurde jedenfalls viel ernster genommen 
als viele protektionistische Argumente zuvor. Dies zeigt 
die große Zahl an wissenschaftlichen Beiträgen, die in 
letzter Zeit zu diesem Thema erschienen25. Inzwischen 
macht sich jedoch aufgrund der vorgebrachten Kritik eine 
deutlich skeptischere Einstellung breit. Die anfängliche 
Euphorie ist selbst bei den ursprünglich stärksten Befür­
wortern einer nüchterneren Betrachtung gewichen.

Der Stimmungsumschwung wurde durch eine Reihe 
von Gründen bewirkt, vor allem aber wohl durch die Be­
fürchtung, von „falschen Freunden“ politisch vereinnahmt 
zu werden, und durch die Einsicht, daß die abgeleiteten 
wirtschaftspolitischen Empfehlungen von eher speziel­
len und zudem nicht sehr realistischen Annahmen ab- 
hängen. Schließlich wurden die sehr gravierenden Pro-

24 Vgl. hierzu J. D. R ic h a rd s o n :  The New Political Economy of 
Trade Policy, in: P. R. K ru g m a n  (Hrsg.): Strategie Trade Policy 
and the New International Economics, Cambridge, Mass. 1986, S. 257- 
282; und K. S te g e m a n n , a .a .O .

25 Für Übersichten vgl. z. B. H. S ie b e r t :  Strategische Handels­
politik. Theoretische Ansätze und wirtschaftspolitische Empfehlungen, 
a .a .O .; K. S te g e m a n n , a. a. O.; P. R. K ru g m a n : Is Free 
Trade Passé?, a. a. O.; d e rs e lb e  (Hrsg.): Strategie Trade Policy 
and the New International Economics, Cambridge, Mass. 1986; der­
selbe: Industrial Organization and International Trade, in: R. 
S c h m a le n s e e , R. D. W i l l ig  (Hrsg.): Handbook of Industrial 
Organization, Vol.II, Amsterdam 1989,S. 1178-1223; J. E a to n , G. M. 
G ro s s m a n : Optimal Trade and Industrial Policy under Oligopoly, in: 

Quarterly Journal of Economics, Vol. 101 (1986), S. 383-406.

bleme der politischen Implementation deutlicher er­
kannt26.

Ein sehr wichtiger Einwand gegen die strategische 
Handelspolitik besteht darin, daß ihre praktische Umset­
zung einen Informationsstand voraussetzt, den die Trä­
ger der Wirtschaftspolitik gar nicht besitzen. Wird von ih­
nen trotzdem eine wirtschaftspolitische Anwendung ver­
sucht, setzen sie sich mithin dem Vorwurf der Anmaßung 
von Wissen aus. Dies gilt gleich in mehrfacher Hinsicht. 
Zunächst einmal muß als höchst zweifelhaft gelten, daß -  
wie zuvor implizit unterstellt -  die europäischen Regie­
rungen die Werte in der Auszahlungsmatrix des Schau­
bildes 1, auf deren Basis sie ihre Entscheidung zur Sub­
ventionierung von Airbus zu treffen haben, auch tatsäch­
lich kennen. Gehen Sie aber von falschen Daten aus -  
dies ist in einer durch Unsicherheit geprägten Welt nicht 
unwahrscheinlich - ,  kann dies teuer zu stehen kommen.

Nehmen wir an, daß die Auszahlungsmatrix in der 
Realität nicht der in Schaubild 1, sondern der in Schau­
bild 3 entspricht27. Die Zahlenwerte sind (leicht) so ab­
geändert, daß Boeing z. B. aufgrund besserer Technik 
einen Vorteil besitzt und selbst bei einem Markteintritt 
von Airbus noch Gewinne (5) machen kann, wohingegen

Schaubild 3 
Auszahlungsmatrix bei Freihandel (Fall 2)

Airbus
produziert produziert nicht

Boeing

produziert 5 / - 2 0 125 / 0

produziert nicht 0 / 10 0 0 / 0

Airbus bei Markteintritt von Boeing Verluste (-20) erlei­
det. Ohne Subventionszahlungen wird daher das Gleich­
gewicht im rechten oberen Feld liegen, d. h. nur Boeing 
produziert. Wenn nun wie zuvor die europäischen Regie­
rungen eine Subvention in Höhe von 25 beschließen, um 
Airbus zur Produktion anzuregen, ergibt sich als neue 
Auszahlungsmatrix die in Schaubild 4.

Offensichtlich liegt das neue Gleichgewicht im linken 
oberen Feld: beide Unternehmen produzieren. Bei einer 
Subvention von 25 macht Airbus nun aber nur einen Ge­
winn von 5. Denn es konnte kein „rent shifting“ durchge-

26 Vgl. K. S te g e m a n n , a. a. O., S. 14 ff.

27 Auch dieses Beispiel ist entnommen aus P. R. K ru g m a n ,
M. O b s t fe ld ,  a. a. 0., S. 264.
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Schaubild 4 
Auszahlungsmatrix bei Subventionierung 

von Airbus (Fall 2)

Airbus
produziert produziert nicht

Boeing

produziert 5 /5 125 / 0

produziert nicht 0 / 12 5 0 / 0

setzt werden. Da somit -  anders als zuvor -  der Gewinn 
die Subvention nicht um ein Vielfaches übersteigt, be­
wirkt in diesem Fall die strategische Handelspolitik nicht 
eine Erhöhung, sondern eine Senkung der sozialen 
Wohlfahrt der europäischen Länder. Denn die Subven­
tionszahlungen konnten Boeing nun nicht vom Marktein­
tritt abschrecken.

Informationsdefizite des Staates bestehen aber auch 
hinsichtlich der Verhaltensweisen von Oligopolisten. Die 
Wirkungen der strategischen Handelspolitik auf um­
kämpften Märkten hängen in entscheidendem Maße zum 
einen davon ab, ob sich Unternehmen kooperativ oder 
nicht-kooperativ verhalten. Da durch die strategische 
Handelspolitik heimische Wohlfahrtsgewinne auf Kosten 
des Auslands erzielt werden sollen („beggar-thy-neigh- 
bour policy“), muß mit Retorsionsmaßnahmen gerechnet 
werden. Wenn nun auch das Ausland subventioniert, läßt 
sich zeigen, daß der Gesamtgewinn für beide Länder 
niedriger ausfällt als bei Verzicht auf jegliche Subvention, 
also bei Freihandel. In dem Umfang wie die Subventionen 
wieder abgebaut werden, erhöht sich in diesem Falle der 
Gesamtgewinn28. Aus gegenseitigen Vergeltungsmaß­
nahmen kann sich aber im Extremfall sogar ein Handels­
krieg entwickeln, der alle Beteiligten schlechter stellt.

Zum anderen kommt es aber bei der Instrumentenwahl 
im Rahmen der strategischen Handelspolitik auch darauf 
an, ob sich die Unternehmen als Mengenfixierer im ho­
mogenen Oligopol (Cournot-Fall) oder als Preisfixierer im 
heterogenen Oligopol (Bertrand-Fall) verhalten. Wie 
Eaton und Grossman zeigen, ist im Cournot-Fall eine 
Exportsubvention, im Bertrand-Fall jedoch eine Export-

28 Vgl.hierzu J. E a to n , G. M. G ro s s m a n , a .a .O .,S .395 f.; 
und J. A. B ra n d e r, B. J. S p e n c e r :  Export Subsidies and
International Market Share Rivalry, a. a. 0., S. 95. „Rent Shifting“ durch 
strategische Handelspolitik wird durchweg unter der in der Oligopol­
theorie üblichen Annahme gegebenen Verhaltens des Mitwettbewer­
bers abgeleitet. Antizipiert dieser jedoch das Verhalten seines Konkur­
renten und verhält er sich ebenfalls strategisch, ist nicht mehr sicherge­
stellt, daß aus strategischer Handelspolitik noch positive Wohlfahrts­
effekte resultieren. Vgl. hierzu H. S ie b e r t :  Strategische Handels­
politik. Theoretische Ansätze und wirtschaftspolitische Empfehlungen, 
a. a. O., S. 571 f.

Steuer die optimale strategische Handelspolitik29. Die Po­
litikimplikationen der Modelle variieren also in frappieren­
der Weise mit den Verhaltensannahmen und erscheinen 
daher wenig robust30. Besitzen Regierungen aber keine 
genauen Informationen über die Verhaltensweisen der 
Oligopolisten-und warum sollten diese sie preisgeben-, 
so ist ein rationaler Instrumenteneinsatz nicht möglich 
und damit auch nicht die angestrebte Wohlfahrtssteige­
rung durch „rent shifting“ sichergestellt.

Industriepolitische Gefahren

Kaum zu erfüllende Informationsanforderungen kom­
men auf Regierungen aber noch aus einem weiteren 
Grunde zu. Dadurch die Förderung bestimmter Sektoren 
anderen Sektoren Ressourcen entzogen werden, müs­
sen die Träger der Wirtschaftspolitik nicht nur Informatio­
nen über die (positiven) Wohlfahrtseffekte bei den in den 
Modellen betrachteten Sektoren selbst, sondern auch 
über die Wohlfahrtsverluste in den anderen von der stra­
tegischen Handelspolitik negativ betroffenen Sektoren 
haben. Wenn durch eine branchenspezifische Subven­
tion ein Unternehmen dieses Sektors einen strategischen 
Vorteil gegenüber seinen ausländischen Wettbewerbern 
erreicht und seine Produktion ausdehnt, so steigen cete- 
ris paribus die Preise heimischer Ressourcen, und inlän­
dische Unternehmen anderer Sektoren erleiden strategi­
sche Nachteile. Die Wohlfahrtsgewinne durch die Förde­
rung eines Sektors können so leicht durch Verluste in an­
deren Sektoren ganz oder teilweise kompensiert werden. 
Setzt die Regierung auf den falschen Sektor, kann selbst 
bei Gewinnerhöhungen in der geförderten Branche die 
nationale Wohlfahrt insgesamt sogar sinken31. Es ist sehr 
zweifelhaft, ob die Träger der Wirtschaftspolitik verläßli­
che Nutzen-Kosten-Kalküle anzustellen vermögen, um 
solche Fehlentscheidungen zu vermeiden.

Bei der Darstellung des Arguments der strategischen 
Handelspolitik war davon ausgegangen worden, daß ein 
Land dauerhaft in den Genuß von Monopolgewinnen 
kommt, nachdem das ausländische Unternehmen durch 
eine Subvention vom Markteintritt abgeschreckt worden 
ist. Dieses Ergebnis gilt jedoch nicht immer. Wenn näm­
lich -  anders als zuvor unterstellt -  auf dem Weltmarkt 
nicht nur Platz für ein Unternehmen ist, sondern für meh­
rere, und der Zutritt für heimische Anbieter möglich ist -  
der betrachtete Markt also vom Inland her bestreitbar ist-, 
werden durch den Markteintritt zusätzlicher Unterneh-

29 Vgl. J. E a to n , G. U. G ro s s m a n , a. a. O., S. 386 ff.

30 Für weitere Annahmenvariationen vgl. A. K. D ix i t ,  A. S. 
K y le  :The Use of Protection and Subsidies for Entry Promotion and 
Deterrence, in : American Economic Review, Vol. 75 (1985), S. 139-152.

31 Vgl. zu diesem Einwand A. K. D ix i t ,  G. M. G ro s s m a n :
Targeted Export Subsidies with Several Oligopolistic Industries, in:
Journal of International Economics, Vol. 21 (1986), S. 233-249.
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men die Monopolgewinne wegkonkurriert. Wie Horst­
mann und Markusen zeigen, wird die den heimischen Un­
ternehmen gewährte Subvention, selbst wenn sie auslän­
dische Anbieter abschreckt, über niedrigere Preise an 
ausländische Konsumenten weitergegeben32. Die strate­
gische Handelspolitik verfehlt unter solchen Umständen 
ihr selbst gesetztes Ziel des „rent shifting“ völlig.

Dies macht deutlich, daß Unternehmen durch die auf­
grund einer strategischen Handelspolitik geschaffenen 
Renten zum „rent seeking“ angeregt werden, was aber 
bei freiem Marktzutritt die Renten im geförderten Sektor 
zum Verschwinden bringt. Die Zahlung von Subventionen 
an einen Sektor wird darüber hinaus Forderungen ande­
rer Sektoren nach Unterstützung nach sich ziehen (Öl­
fleckprinzip). Dies bringt die große Gefahr mit sich, daß 
der Markt als Lenkungsinstrument immer mehr zu­
gunsten politischer Allokationsmechanismen zurückge­
drängt wird. Da hier zudem große Unternehmen gewöhn­
lich im Vorteil sind, kann dies indirektzu einer politischen 
Förderung des Konzentrationsprozesses führen. Kleine 
und mittlere Unternehmen, die oft für Innovationen und 
Flexibilität im Anpassungsprozeß sorgen, werden da­
durch politisch benachteiligt. Diese gesamtwirtschaftli­
chen Effizienzverluste müssen mitgezählt werden, wenn 
die Opportunitätskosten der strategischen Handelspolitik 
ermittelt werden. Letztere sind also größer als der Sub­
ventionsbetrag selbst33.

Einige Beispiele

Die wenigen empirischen Untersuchungen zur strate­
gischen Handelspolitik, die es bis jetzt gibt, stützen die 
zuvor aufgeführten Kritikpunkte34. Baldwin und Krugman 
untersuchen den Wettbewerb zwischen Boeing und Air­
bus auf dem Markt für Mittelstrecken-Großraumflug- 
zeuge (konkreter: zwischen Boeing 767 und Airbus 
A300)35. Die Autoren betonen, daß es hohe Fixkosten der 
Produktentwicklung und „steile“ Lernkurven bei der Her­
stellung neuer Flugzeuge gibt. Sie schätzen mit indirek­
ten Verfahren die (offiziell nicht genau bekannten) Sub-

32 Vgl. I. J. H o rs tm a n n , J. R. M a rk u s e n : UptheAverage 
Cost Curve: Inefficient Entry and the New Protectionism, in: Journal of 
International Economics, Vol. 20 (1986), S. 225-247.

33 Vgl. hierzu H. S ie b e r t :  Strategische Handelspolitik. Theoreti­
sche Ansätze und wirtschaftspolitische Empfehlungen, a. a. O., S. 576 f.

34 Dabei sollte ein methodologischer Aspekt nicht übersehen werden. 
Ex postdurchgeführte Studien über bestimmte (angeblich erfolgreiche) 
Fälle von strategischer Handelspolitik neigen dazu, die durchschnittli­
chen (ex ante erwarteten) Gewinne bei Eintritt in neue Märkte systema­
tisch zu übertreiben. Dies liegt an Verzerrungen aufgrund der Stichpro­
benwahl. Denn es stehen zumeist nur Daten über die erfolgreichen 
Fälle zur Verfügung. Über fehlgeschlagene Versuche liegen nämlich 
durchweg keine öffentlich zugänglichen Erhebungen vor. Die Ergeb­
nisse solcher Studien sollten daher nur mit Vorsicht interpretiert wer­
den. Vgl. hierzu G. M. G ro s s m a n : Promoting New Industrial Ac­
tivities: A Survey of Recent Arguments and Evidence, in: OECD-Econo­
mic Studies, Nr. 14, Frühjahr 1990, S. 87-125.

ventionen der europäischen Regierungen für 1974 auf 
1,5 Mrd. US-Dollar. Sie kommen zu dem Schluß, daß die 
Förderung des Markteintritts von Airbus erhebliche Wohl­
fahrtsverluste für die USA und -  wenn überhaupt -  nur 
kleine Wohlfahrtsgewinne für Europa mit sich gebracht 
hat. Als klare Gewinner machen sie Drittländer aus, deren 
Fluglinien und Passagiere durch sinkende Preise vom 
Wettbewerb zwischen Boeing und Airbus profitieren.

Eine ähnliche Studie wurde von Baldwin und Flam für 
den Markt für 30- bis 40sitzige Pendlerflugzeuge (com- 
muter aircraft) durchgeführt36. Es gibt in diesem Markt nur 
drei Produzenten, je einen in Brasilien, Kanada und 
Schweden. Die von ihnen hergestellten Flugzeuge gelten 
als enge Substitute. Wiederum wird von den Autoren die 
große Bedeutung statischer und dynamischer Skalenef­
fekte in diesem Markt hervorgehoben. Das Ergebnis ihrer 
Untersuchung kann dahingehend zusammengefaßt wer­
den, daß das brasilianische und das kanadische Unter­
nehmen ohne Staatseingriffe Verluste gemacht hätten 
und staatliche Finanzierungshilfen für das schwedische 
Unternehmen wohl die notwendige Voraussetzung für 
den Markteintritt waren. Der Förderungswettlauf zwi­
schen den Regierungen habe zu einer Überbesetzung 
des Marktes mit Nachteilen für alle beteiligten Länder ge­
führt.

Von Baldwin und Krugman wurde der Markt für 16 K 
Schreib/Lesespeicher (16 K random access memory 
chips) untersucht37. Als wichtige Merkmale dieses Mark­
tes heben sie den kurzen Produktlebenszyklus und die 
steilen Lernkurven hervor. Sie nehmen freien Marktzutritt 
für japanische und amerikanische Unternehmen an und 
ermitteln eine staatliche Förderung in Japan, die umge­
rechnet auf einen Schutzzoll in Höhe von 26% für die ja­
panischen Chips hinauslaufen würde. Ohne diese Protek­
tion des heimischen Marktes hätte keines der drei japani­
schen Unternehmen den Zutritt zum Weltmarkt geschafft 
und wäre einer von sechs amerikanischen Herstellern 
nicht verdrängt worden. Die japanische Industriepolitik -  
sodas Resümee der Autoren -habe die Wohlfahrt sowohl 
in den USA als auch in Japan durch eine Erhöhung der 
Durchschnittskosten und der Preise auf beiden Märkten 
reduziert.

35 Vgl. R. E. B a ld w in ,  P. R. K ru g m a n : Industrial Policy and 
International Competition in Wide-bodied Aircraft, in: R. E. B a ld ­
w in  (Hrsg.): Trade Policy Issues and Empirical Analysis, Chicago 
1987.

36 Vgl. R. E. B a ld w in ,  H. F la m : Strategic Trade Policies in 
the Market for 3 0 -4 0  Seat Commuter Aircraft, Seminar Paper Nr. 431, 
Institute for International Economic Studies, University of Stockholm 
1989.

37 Vgl. R. E. B a ld w in ,  P. R. K ru g m a n : Market Access and 
International Competition: A Simulation Study of 16 K Random Access 
Memory, in: R. C. F e e n s tra  (Hrsg.): Empirical Methods of Inter­
national Trade, Cambridge, Mass. 1987.
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Es gibt somit bisher keinerlei empirische Unterstüt­
zung für die Argumente der strategischen Handelspolitik. 
Vielmehr scheint der Förderungswettlauf der Regierun­
gen der Wohlfahrt in allen Ländern eher abträglich zu 
sein38.

Es ergibt sich also die typische Situation eines Gefan­
genendilemmas: Für jedes Land gilt, daß es sich am be­
sten steht, wenn es allein interveniert und alle anderen 
nicht intervenieren, es jedoch am schlechtesten ab­
schneidet, wenn nur es allein nicht interveniert. Daher 
werden alle Länder intervenieren und damit ein im Ver­
gleich zum Freihandel (keiner interveniert) niedrigeres 
Wohlfahrtsniveau realisieren39.

Selbstbindung der Wirtschaftspolitik

Will man diesen Zustand kollektiver Selbstschädigung 
vermeiden, muß man bekanntlich Regeln einführen, 
durch die wechselseitig schädliche Handlungen weitge­
hend unterbunden werden. Aus der Diskussion um wirt­
schaftspolitische Regeln folgt, daß diese unter anderem 
einfach, klar formuliert und glaubwürdig sein müssen, so 
daß durch sie eine effiziente Selbstbindung der Träger 
der Wirtschaftspolitik erfolgt. Ein durch internationale 
Verträge vereinbarter Freihandel versehen mit wirksa­
men Sanktionsmechanismen wäre eine solche einfache 
Regel. Denn es ist relativ leicht zu kontrollieren, ob ein 
Land Zölle erhebt oder Quoten vorschreibt40. Die Zustim­
mung der beteiligten Länder zum Freihandel als Re­

38 Das nächste Beispiel könnte der Wettbewerb zwischen den Regie­
rungen Europas, der USA und Japan bei der Förderung nationaler Un­
ternehmen im Markt für hoch auflösendes Fernsehen (HDTV) werden. 
Allgemein besteht bei der strategischen Handelspolitik die Gefahr, daß 
durch staatliche Förderung ein weniger effizientes Unternehmen ein ef­
fizientes vom Markt verdrängt. Mit dem „rent shifting“ würde dann eine 
Abnahme der Weltwohlfahrt einhergehen. Strategische Handelspolitik 
wäre dann kein Nullsummenspiel.

39 Vgl. hierzu R R. K r u g m a n n :  ls Free Trade Passe?, a. a. O., 
S. 141 f.

gel sollte desto leichter fallen, je kleiner und unsicherer 
mögliche Gewinne aufgrund einer strategischen Han­
delspolitik sind.

Aber noch ein anderes wichtiges Argument spricht für 
die Überlegenheit des Freihandelsprinzips. Anders als in 
den Ansätzen der strategischen Handelspolitik unter­
stellt, versuchen politische Akteure nicht durchweg, die 
soziale Wohlfahrt zu maximieren. Realistischerweise 
sollte mit der Neuen Politischen Ökonomie vielmehr un­
terstellt werden, daß sie im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
eigennutzorientiert handeln und oft zur Wahrung ihrer 
Wiederwahlchancen dem Druck von Interessengruppen 
nachgeben. Mögliche Gewinne aus der strategischen 
Handelspolitik vermögen die Wohlfahrt kleiner Gruppen 
deutlich zu erhöhen, während die Kosten in eher diffuser 
Weise auf größere Gruppen verteilt werden. Wenn nun er- 
stere besser informiert und einflußreicher als letztere 
sind, besteht ein hoher Anreiz zu sektorspezifischen Ein­
griffen aus politischen Gründen, die zudem als wissen­
schaftlich begründet hingestellt werden können4'.

Auch in diesem Fall wäre eine wirksame Selbstbin­
dung der politischen Akteure an den Freihandel als Poli­
tikregel die beste Lösung. Denn eine Absicherung durch 
internationale Abkommen und eine Vereinbarung von 
effizienten Sanktionsmechanismen sollten für die not­
wendige Glaubwürdigkeit sorgen und dynamisch inkon­
sistentes Handeln unwahrscheinlich machen. Hierdurch 
könnte ein relativ wirksamer Schutz gegen den Einfluß 
von Interessengruppen aufgebaut werden. Auch im Rah­
men der Ansätze der neuen Außenhandelstheorie bleibt 
somit das Freihandelsprinzip wohlfahrtsoptimal.

*  Es soll hier keineswegs verkannt werden, daß es ein breites Arsenal 
von nicht-tarifären Handelshemmnissen gibt, die -  wie viele Beispiele 
belegen -  selbst in der EG noch zum Schutze der heimischen Volkswirt­
schaft virtuos gehandhabt werden können.

41 Vgl. hierzu P. R. K r u g m a n n :  ls Free Trade Passé?, a. a. 0.,
S. 142.
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